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Abgabepflicht

Wer innergemeinschaftliche Warenlieferungen bzw. Dienstleistungen an Unternehmen in der Europäischen Union ausführt, muss grundsätzlich laufend sogenannte Zusammenfassende Meldungen erstellen und beim Bundeszentralamt für Steuern (elektronisch) einreichen. Details regelt § 18a UStG. Nachfolgend sind die wichtigsten Eckwerte zusammengefasst.

Abgabefrist

Die elektronischen Meldungen müssen bis zum 25. Tag nach Ablauf des jeweiligen Meldezeitraums eingereicht werden. Das heißt, die Fristen sind nicht analog zu den Abgabefristen für die Umsatzsteuervoranmeldung, sondern kürzer. Eine Dauerfristverlängerung gibt es für die Zusammenfassende Meldung ebenfalls nicht. 

Die Fristen für die innergemeinschaftlichen Warenlieferungen und für die innergemeinschaftlichen Dienstleistungen sind außerdem nicht synchron, d.h. bei Unternehmen, die sowohl innergemeinschaftliche Warenlieferungen wie auch innergemeinschaftliche Dienstleistungen ausführen, kann es zwei verschiedene Meldezeiträume geben. Bei Monatsmeldern für innergemeinschaftliche Warenlieferungen besteht jedoch die Möglichkeit, freiwillig auch die innergemeinschaftlichen Dienstleistungen monatlich zu melden. Dann ist das entsprechende Feld im Meldeformular anzukreuzen. 

Meldezeiträume für innergemeinschaftliche Warenlieferungen 

Seit Juli 2010 muss ein Unternehmer – grundsätzlich – nunmehr bis zum 25. Tag nach Ablauf eines jeden Kalendermonats (Meldezeitraum), in dem er innergemeinschaftliche Warenlieferungen (oder Lieferungen nach § 25b Abs. 2 UStG) ausgeführt hat, dem Bundeszentralamt für Steuern eine Meldung (Zusammenfassende Meldung) übermitteln, in der er die entsprechenden Angaben zu machen hat.
· Beträgt jedoch die Summe der Entgelte der nach meldepflichtigen ausgeführten Lieferungen weder für das laufende Kalendervierteljahr noch für eines der vier vorangegangenen Kalendervierteljahre jeweils nicht mehr als 50.000 €, kann die Zusammenfassende Meldung bis zum 25. Tag nach Ablauf des Kalendervierteljahres übermittelt werden.
· Übersteigt die Summe der Bemessungsgrundlage für innergemeinschaftliche Warenlieferungen und für Lieferungen im Laufe eines Kalendervierteljahres 100.000 €, (ab 01.01.2012: 50.000 €), hat der Unternehmer bis zum 25. Tag nach Ablauf des Kalendermonats, in dem dieser Betrag überschritten wird, eine Zusammenfassende Meldung für diesen Kalendermonat und die bereits abgelaufenen Kalendermonate dieses Kalendervierteljahres zu übermitteln.
Meldezeiträume für innergemeinschaftliche Dienstleistungen

Hinsichtlich innergemeinschaftlicher Dienstleistungen (also alle sonstigen Leistungen Ihres Unternehmens, welche keine Warenlieferungen sind) ist dagegen einheitlich das Quartal der Meldezeitraum, d.h. eine Umsatzgrenze, bei deren Überschreiten nicht mehr das Kalendervierteljahr sondern der Kalendermonat zwingend zum gesetzlich vorgeschriebenen Meldezeitraum werden würde, gibt es für innergemeinschaftliche Dienstleistungen nicht. 
Verfahren, wenn innergemeinschaftliche Lieferungen und innergemeinschaftliche Leistungen zu melden sind
· Unternehmer, die bereits für innergemeinschaftliche Lieferungen verpflichtet sind, eine Zusammenfassende Meldung monatlich abzugeben , müssen in der Meldung für den letzten Monat des Kalendervierteljahres die Angaben zu den innergemeinschaftlichen Dienstleistungen machen,
· § 18a Abs. 3 UStG enthält die Option, dass Unternehmer, die die Zusammenfassende Meldung bereits für innergemeinschaftliche Warenlieferungen monatlich übermitteln, aus Gründen der Vereinfachung auch die Angaben über innergemeinschaftliche Dienstleistungen machen können. Soweit der Unternehmer diese Option in Anspruch nehmen möchte, werden die sonstigen Leistungen einfach im ersten oder zweiten Monat des jeweiligen Quartals bei der Zusammenfassenden Meldung mit angezeigt. 

AUSNAHMEN: 
Jahresmelder
Wurden Sie bisher von der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und Entrichtung der Vorauszahlungen befreit, kann die Zusammenfassende Meldung abweichend von den o.g. Ausführungen bis zum 25. Tag nach Ablauf jedes Kalenderjahres abgeben werden, in dem die innergemeinschaftliche Warenlieferungen bzw. steuerpflichtige sonstige Leistungen ausgeführt wurde, wenn die Summe Ihrer „normalen umsatzsteuerpflichtigen“ Lieferungen und sonstigen Leistungen im vorangegangenen Kalenderjahr 200.000 € nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen wird und die Summe der innergemeinschaftlichen Warenlieferungen oder innergemeinschaftlichen Dienstleistungen im vorangegangenen Kalenderjahr 15.000 € nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen wird und es sich den bezeichneten Warenlieferungen nicht um Lieferungen neuer Fahrzeuge an Abnehmer mit Umsatzsteuer-Identifikationsnummer handelt. 

Kleinunternehmer

Kleinunternehmer i.S.d. § 19 I UStG brauchen keine Zusammenfassende Meldung abzugeben.

Bitte beachten Sie, dass die Frist zur Abgabe der Zusammenfassenden Meldung unbedingt eingehalten werden sollte. Die Finanzverwaltung wird Verspätungszuschläge i.H.v. 1 % der zu meldenden Umsätze festsetzen. Dabei darf der Höchstsatz 2.500 € nicht übersteigen.

Bitte beachten Sie bereits bei der Einreichung bzw. der Erstellung Ihrer Finanzbuchhaltung des jeweiligen Zeitraums, dass diese Fristen einzuhalten sind.
Sollte die Finanzbuchhaltung durch unser Haus erstellt werden, bitten wir Sie, uns die entsprechenden Unterlagen bis spätestens zum 14. des Folgemonats einzureichen.
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